
etc.).25 Es ist der Schutz der Integrität
der Persönlichkeit,26 der durch eine
Gewaltanwendung oder eine Dro-
hung mit ihr verletzt wird, selbst
wenn Körper und Gesundheit nicht
beeinträchtigt sind. Oder anders aus-
gedrückt: Das Verhalten des Täters
ist eine bewusste Missachtung der
Persönlichkeit des Opfers und damit
eine Überhebung der eigenen Per-
sönlichkeit.27 Auf diese Weise lässt
sich auch das Stalking als Form der
Freiheitsverletzung verstehen. Und
es lassen sich auch weitere Formen
von Gewalt zivilrechtlich „bekämp-
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Beispiel ist die Drohung mit Gewalt
gegen Sachen, die zu einer Freiheits-
verletzung führt. Es kann z. B. ein
Aufenthaltsverbot ausgesprochen
werden, wenn von „U-Bahn-
Rowdys“ mit dem Aufschlitzen einer
Lederjacke, der Vernichtung des
Schultascheninhalts oder mitgeführ-
ter Seminararbeiten gedroht wird,
wenn der Betroffene weiterhin die
Drohenden durch seine Anwesen-
heit „stört“. 
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Monika Frommel

Auf die Frage, ob unter der neuen Bundesregierung „härter bestraft“ würde,
antwortete die alte und zugleich neue Justizministerin kurz nach der Bil-
dung der neuen Regierung, ein Paradigmenwechsel erfolge nicht (TAZ
vom 15.11.2005). Die Frage reagierte auf ein nur noch in Randbereichen
zutreffendes Stereotyp, wonach Konservative tendenziell für einen Abbau
von Bürgerrechten und für härtere Strafen votierten, während Grüne
und Liberale sich eher als Aufklärer und Vertreter einer alternativen Kri-
minalpolitik sehen möchten. Rot-schwarz müsste nach dieser Einord-
nung somit eher als rot-grün für eine punitive Linie eintreten. Schaut
man sich aber die  Kriminalpolitik der letzten Jahre und die Entwürfe für
diese Legislaturperiode an, dann fällt es zunehmend schwer, diese Front-
linien noch zu identifizieren. In den letzten Jahren waren alle strafrecht-
lichen Neuregelungen Kompromisse, der Sache nach also schon lange
das Ergebnis einer großen Koalition in den Ausschüssen. Unterschiede er-
kennt man also nur in einem Bereich, dem klassischen Sicherheitsstraf-
recht. Dort fällt auf, dass die CDU/CSU auf der einen und die Grünen auf
der anderen, wohl auch die neue Linkspartei, unterschiedliche Anforde-
rungen an die Feststellung dessen, was man gemeinhin so als „gefähr-
lich“ versteht, stellen, wobei es bisweilen zu einer mehr als brüchigen ge-

meinsamen Haltung der Opposition, also zusammen mit der FDP gibt.
Der Politikstil der letzten Jahre war eine sektorale Strafausweitung
(Ostendorf, Bewährungshilfe 2005, 59) und die Träger dieser Forderungen
waren durchaus auch soziale Bewegungen. Eine verbesserte und ggf.
auch klügere strafrechtliche Kontrolle von häuslicher Gewalt etwa ist eine
typische Forderung der europäischen Frauenbewegung der letzten Jahr-
zehnte. Diese hat sich zwar inhaltlich verfeinert. Selbstverständlich be-
fördert diese soziale Bewegung auch das sog. Sicherheitsstrafrecht, aber
nicht wegen autoritärer, sondern wegen eines Opferschutz-Konzeptes, das
leider nicht sehr professionelle ist. Immerhin waren die Kernforderungen
auf eine Reform des Zivilrechts gerichtet. Eigentlich müssten sie dafür
eintreten, in dieser Legislaturperiode die Reform des FGG-Verfahrens
voran zu treiben, um Stalking und Gewalt in allen Lebensbereichen flexi-
bel unterbinden zu können. Es kennzeichnet nun einmal eine egalitäre
Gesellschaft neue und ggf. für einige wenige auch härtere Kontrollstile zu
entwickeln und keine Realpolitik kann sich auf Dauer den Forderungen
nach flexiblem Opferschutz widersetzen, zumal dieses Thema medial gut
ankommt, medial stark vermarktet wird und die von Juristen geäußerten
Bedenken wenig überzeugen. Sicherheit ist eben auch ein Bürgerrecht,
und die Instrumentalisierung von Bürgerrechten für eine dumme Sicher-
heitspolitik bzw. für eine Placebo-Politik ist eben schwer zu erkennen.

Wie wird die Kriminalpolitik 2006/2007 aussehen?
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